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A. Inhalte 

Bestandteile der Planung 

Bestandteile des Bebauungsplanes sind 

• Planurkunde  

• Textliche Festsetzungen 

beigefügt ist 

• Begründung 

 

 

Verbindlichkeit 

Die zeichnerischen Festsetzungen der Planurkunde sind für die Übertragung in 
die Wirklichkeit verbindlich. 

Soweit in der Planurkunde keine Maße angegeben sind, sollen diese - ausge-
hend von einer möglichen Ablesegenauigkeit von 0,5 mm - abgegriffen wer-
den. 
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B. Textliche Festsetzungen 

1. Art der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 BauGB) 

Die Art der baulichen Nutzung wird als Sonstiges Sondergebiet (SO) mit der 
Zweckbestimmung „Kurgebiet“ gem. § 11 BauNVO festgesetzt. 

Innerhalb der Teilfläche SO-1 (Tourismus-Information) ist zulässig: 

• Gebäude und Anlagen, die der Tourismus-Information dienen 

Innerhalb der Teilfläche SO-2 (Wohnmobilstellplätz) ist zulässig: 

• Anlagen, die dem vorübergehenden Parken und Aufenthalt von Wohn-
mobilen dienen, einschließlich der erforderlichen Infrastruktur 

Innerhalb der Teilfläche SO-3 (Thermalbad) ist zulässig: 

• Gebäude und Anlagen, die der Nutzung als Freibad dienen 

Innerhalb der Teilfläche SO-4 (Thermalquelle) ist zulässig: 

• Gebäude und Anlagen, die der Gewinnung von Thermalwasser dienen 

2. Maß der baulichen Nutzung (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB) 

Innerhalb der Teilfläche SO-1 (Tourismus-Information) wird festgesetzt: 

• maximale Grundfläche für Gebäude (GR-1) 400 qm 
• maximale Grundfläche incl. Nebenanlagen (GR-2) 580 qm 
 (ca. 80 %) 
• maximale Höhe baulicher Anlage über NHN 75,0 m 

Innerhalb der Teilfläche SO-2 (Wohnmobilhafen) ist wird festgesetzt: 

• maximale Grundfläche incl. Nebenanlagen (GR) 6.000 qm 
(u.a. Fahrgassen und Stellplätze) (ca. 70 %) 

• maximale Höhe baulicher Anlage über NHN 74,0 m 

Innerhalb der Teilfläche SO-3 (Thermalbad) ist wird festgesetzt: 

• maximale Grundfläche für Gebäude  
und Schwimmbecken als Hauptnutzung (GR-1) 1.500 qm 

• maximale Grundfläche incl. Nebenanlagen (GR-2) 6.000 qm 
 (ca. 47 %) 
• maximale Höhe baulicher Anlage über NHN 75,0 m  
• maximale Geländehöhe über NHN 70,0 m 

Innerhalb der Teilfläche SO-4 (Thermalquelle) ist wird festgesetzt: 

• maximale Grundfläche incl. Nebenanlagen (GR) 300 qm 
 (ca. 20 %) 
• maximale Höhe 70,60 m über NHN (wie Bestand)  
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3. Bauweise, überbaubare und nicht überbaubare Grundstücksflä-
chen (gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 

Die Bauweise wird als „abweichende Bauweise“ festgesetzt. Die Länge von Ge-
bäuden oder Schwimmbecken darf maximal 60 m betragen. 

Hauptgebäude sind nur innerhalb der in der Planzeichnung festgesetzten Bau-
grenzen zulässig. Das gilt im Teilbereich SO-3 (Thermalbad) auch für 
Schwimmbecken als Teil der Hauptnutzung. 

Nebenanlagen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Flächen zuläs-
sig. Zu den Nebenanlagen gehören im Teilbereich SO-3 (Thermalbad) u.a. 
Treppenanlagen, Spielgeräte für Kinder, Anlagen zum Sonnen- und Regen-
schutz sowie Stellplätze (Kfz und Fahrräder) für Besucher und Personal. 

Hinweis: 

Alle baulichen Anlagen sind so zu errichten, dass sie den Anforderungen an 
der Hochwasserschutz gerecht werden. Die Abstimmung mit den Fachbehörden 
und der Nachweis über die Berücksichtigung des Hochwasserschutzes ist Ge-
genstand der Vollzugsebene bei der Baugenehmigung. 

4. Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches 
(gem. § 9 Abs. 7 BauGB) 

Die Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes (Teil-
plan A) sind in der Planzeichnung mit dem entsprechenden Planzeichen fest-
gesetzt. 
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C. Hinweise 

1. Hinweise zum Artenschutz 

Grundsätzlich sind die Vorgaben der §§ 39 und 44 Bundes-Naturschutzgesetz 
zu beachten. Gemäß § 39 BNatSchG ist insbesondere die Beseitigung von Ge-
hölzen nur von 01. Oktober bis Ende Februar, außerhalb der Brutzeit der Vögel, 
durchzuführen. 

Vermeidung von Vogelschlag 

Bei der Planung von Gebäuden sowie anderen baulichen Strukturen (z.B. Win-
tergärten), die mit durchsichtigen und/oder spiegelnden Flächen versehen wer-
den sollen, ist eine vogelfreundliche Bauweise vorzusehen um (Klein-) Vogel-
schlag an diesen Bauelementen bestmöglich zu vermeiden. Hierzu sind 
fachliche Empfehlungen zu beachten und umzusetzen, die wirksam Vogelschlag 
an Glasflächen und ähnlichen durchsichtigen und/oder spiegelnden Flächen 
verhindern oder zumindest weitestgehend eindämmen können. Die spezielle 
Ausgestaltung solcher Vogelschutzmaßnahmen ist dem speziellen Einzelfall an-
zupassen und bei Bedarf mit einer Experteneinschätzung abzusichern, sowie 
ggf. mit der zuständigen Behörde abzustimmen. Verwiesen wird als Planungs-
hilfe auf folgende online verfügbare Broschüren:  

Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht - Schweizerische Vogelwarte 
Sempach, 201  

Vogelschlag an Glasfassaden vermeiden - BirdLife Schweiz, Postfach, 8036 
Zürich - 2017  

Natur – Vogelschlag - Bayerisches Landesamt für Umwelt – Überarbeitung 
2019  

Vermeidung bau- und betriebsbedingte Störwirkungen 

Um Störungen von Wildtieren und den an das Plangebiet angrenzend lebenden 
Menschen beim Bau und während des Betriebs der vorgesehenen baulichen 
Anlagen sowie den nötigen Zuwegungen weitestgehend zu vermeiden, sollten 
unnötige Schall- und Lichtemissionen vermieden werden. Dazu sind beim Bau 
moderne Arbeitsgeräte und Baumaschinen einzusetzen. Auch eine das notwen-
dige Maß überschreitende Beleuchtung beim Bau (baubedingte Emissionen) 
wie auch bei der späteren Nutzung (anlage- und betriebsbedingte Emissionen) 
ist zu unterlassen, um eine möglichst geringe Störwirkung auf geschützte Wild-
tiere zu gewährleisten. Insgesamt ist auf eine möglichst geringe Emissionsbe-
lastung des umliegenden Geländes durch Bau und Betrieb der neuen Anlagen 
und anhängiger Infrastruktur Wert zu legen.  

Fledermaus- und insektenfreundliche Beleuchtung 

Zum generellen Schutz von lichtempfindlichen Fledermausarten sowie nachtak-
tiven Insekten sollte eine artenschutzverträgliche Beleuchtung der geplanten 
Nutzung gewährleistet werden. Hierzu ist es zum einen zu empfehlen, dass Be-
leuchtungsanlagen einen nach unten eingegrenzten Abstrahlwinkel (gegeben 
z.B. beim Einsatz von sog. Kofferleuchten) und möglichst eine Sicherung gegen 
das Eindringen von Insekten aufweisen. Darüber hinaus sollten nach 
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Möglichkeit Beleuchtungsmittel gewählt werden. Dies trifft insbesondere auf fle-
dermausfreundliche Leuchtmittel mit einem begrenzten Lichtspektrum um etwa 
590nm zu. Generell ist bei der Beleuchtungsmittelwahl nach Möglichkeit eine 
warmweiße gegenüber einer kaltweißen Beleuchtung vorzuziehen, sowie ein 
möglichst geringer Anteil an abgegebener UV-Strahlung anzustreben. Auf diese 
Weise kann die Anziehungswirkung auf Insekten und somit ein Einfluss auf das 
Jagdverhalten von Fledermäusen minimiert werden. Überall dort, wo es mög-
lich ist, kann im Weiteren die Umweltverträglichkeit noch durch Verwendung 
und korrekte Ausrichtung von Bewegungsmeldern sowie den Einsatz von Zeit-
schaltungen und der Möglichkeit, die Beleuchtung nach Bedarf zu dimmen, 
weiter gefördert werden. 

2. Hinweise für die Planung und Realisierung baulicher Anlagen 

Ausrichtung der Gebäude 

Die Dachflächen von Gebäuden sind möglichst so auszurichten, dass sie für 
eine Nutzung von Solarenergie geeignet sind. Für die Nutzung von Solarener-
gie können finanzielle Förderungen (z.B. bei der KfW oder örtlichen Versor-
gungsunternehmen) beantragt werden. Informationen dazu sind im Internet ver-
fügbar. 

Umgang mit Oberboden 

Beim Umgang mit Oberboden (Mutterboden) sind die Vorgaben nach § 202 
BauGB, § 18 BBodSchV und DIN 18915 (Bodenarbeiten für vegetationstech-
nische Zwecke) zu beachten. Der Oberboden ist bei Errichtung oder Änderung 
von baulichen Anlagen in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung 
zu schützen. Er ist vordringlich im Plangebiet zu sichern, zur Wiederverwendung 
zu lagern und später wieder einzubauen. 

Umgang mit Niederschlagswasser 

Stellplätze für Fahrzeuge sowie sonstige befestigte Freiflächen (z.B. Zugänge, 
Zufahrten, Terrassen) sind möglichst so zu gestalten, dass Niederschlagswasser 
unmittelbar durch die Oberflächenbefestigung (z.B. bei Rasengittersteinen oder 
Rasenfugenpflaster) oder seitlich abfließend auf begrünten Flächen über die 
belebte Bodenzone versickern kann. 

Grundsätzlich ist zu prüfen, inwieweit das anfallende Niederschlagswasser ge-
mäß § 55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) Abs. 2 ortsnah verwertet oder versi-
ckert werden kann.  

Der ordnungsgemäße Umgang mit Schmutz- und Niederschlagswasser ist im 
Rahmen des Genehmigungsverfahrens abschließend zu klären und zu bestim-
men. 
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Hinweise zu möglichen Kampfmitteln 

Funde von Kampfmittel können nicht ausgeschlossen werden. Erdarbeiten sol-
len daher mit entsprechender Vorsicht durchgeführt werden. Bei Verdacht auf 
Kampfmittel ist daher sofort die örtliche Ordnungsbehörde zu verständigen. 
Eine präventive Absuche kann auf Kosten des Bauherrn durch eine Fachfirma 
erfolgen. Eine Liste der in Frage kommenden Firmen ist erhältlich beim Kampf-
mittelräumdienst Rheinland-Pfalz, Leit- und Koordinierungsstelle, Postfach 
320125, 56044 Koblenz-Rübenach, Tel. 02606/961114. 

Brandschutz 

Für die Löschwasserversorgung aller Bauvorhaben muss eine ausreichende 
Löschwassermenge zur Verfügung stehen. Die Löschwassermenge ist nach dem 
Merkblatt „Löschwasserversorgung aus Hydranten im öffentlichen Verkehrsflä-
chen“ 2018-4 (Arbeitsblatt W 405) des DFV/ AGBF und des DVGW-
Regelwerkes zu bestimmen. (DVGW = Deutsche Vereinigung des Gas- und 
Wasserfaches e.V.). Insbesondere ist darauf zu achten: 

Hydranten sind so anzuordnen, dass sie die Wasserentnahme leicht ermögli-
chen. 

Die Löschwasserversorgung für den ersten Löschangriff zur Brandbekämpfung 
und zur Rettung von Personen muss in einer Entfernung von 75 m Lauflinie bis 
zum Zugang des Grundstücks von der öffentlichen Verkehrsfläche aus sicher-
gestellt sein. 

Die Abstände von Hydranten auf Leitungen in Ortsnetzen, die auch der Lösch-
wasserversorgung (Grundschutz) dienen, dürfen 150 m nicht übersteigen. Grö-
ßere Abstände von Hydranten bedürfen der Kompensation durch andere ge-
eignete Löschwasserentnahmestellen. 

Der benötigte Löschwasserbedarf ist in einem Umkreis (Radius) von 300 m 
nachzuweisen. Diese Regelung gilt nicht über unüberwindbare Hindernisse hin-
weg. Das sind z.B. Bahntrassen, mehrspurige Schnellstraßen sowie große, lang-
gestreckte Gebäudekomplexe, die die tatsächliche Laufstrecke zu den Lösch-
wasserentnahmestellen unverhältnismäßig verlängern. 

Bei der oben genannten Wasserentnahme aus Hydranten (Nennleistung) darf 
der Betriebsdruck 1,5 Bar nicht unterschreiten. 

Sperrvorrichtungen (Sperrbalken, Ketten, Sperrpfosten) sind an Zuwegungen 
oder in Zu- oder Durchfahrten nur zulässig, wenn sie von der Feuerwehr geöff-
net werden können (Verschlusseinrichtungen gemäß DIN 14925, ansonsten 
Vorrichtungen nicht dicker als 5 mm). 

Bei detaillierten Planungen können weitere Auflagen entstehen, wenn der 
Brandschutz nicht gewährleistet ist. 

Vorgesehener oder vorhandener Baumbewuchs - bspw. Alleebäume - ist so zu 
planen und zu unterhalten, dass eine Erreichbarkeit durch Fahrzeuge der Feu-
erwehr gewährleistet und die Rettung von Personen mit Rettungsgeräten der 
Feuerwehr aus den Gebäuden möglich ist. 
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Die „Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr Rheinland-Pfalz in der aktuellen 
Fassung“ ist anzuwenden. 

Es ist ggf. ein zweiter Rettungsweg erforderlich, der mit vorhandenen Rettungs-
geräten der Feuerwehr von erreichbaren Stellen für diese (Oberkante der Brüs-
tung eines notwendigen Fensters oder sonstige geeignete Stellen) geführt wer-
den kann; diese Stellen dürfen nicht mehr als 8 m über der Geländeoberfläche 
liegen. 

Geologiedatengesetz (GeolDG) 

Nach dem Geologiedatengesetz ist die Durchführung einer Bohrung bzw. ge-
ologischen Untersuchung spätestens 2 Wochen vor Untersuchungsbeginn beim 
Landesamt für Geologie und Bergbau Rheinland-Pfalz (LGB) anzuzeigen. Für 
die Anzeige sowie die spätere Übermittlung der Bohr- und Untersuchungser-
gebnisse steht das Online-Portal Anzeige geologischer Untersuchungen und 
Bohrungen Rheinland-Pfalz unter https://geoldg.lgb-rlp.de zur Verfügung. 

Weitere Informationen zum Geologiedatengesetz finden sich auf den LGB-
Internetseiten sowie im Fragenkatalog unter https://www.lgb-rlp.de/fachthe-
men/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html 

Gefahren durch Sturzfluten und Hochwasser nach Starkregen 

Gemäß § 5 Abs 2 WHG ist jede Person im Rahmen des ihr Möglichen und 
Zumutbaren verpflichtet, Vorsorgemaßnahmen zum Schutz vor nachteiligen 
Hochwasserfolgen und zur Schadensminderung zu treffen, insbesondere die 
Nutzung von Grundstücken den möglichen nachteiligen Folgen für Mensch, 
Umwelt oder Sachwerte durch Hochwasser anzupassen. 

Das Plangebiet befindet sich im Überschwemmungsgebiet der Ahr und war von 
der Flut bzw. dem Hochwasser am 14./15. Juli 2021 betroffen. 

Die Sturzflutgefahrenkarte sowie detaillierte Erläuterungen zu den darin enthal-
tenen Informationen (Wassertiefen, Fließgeschwindigkeiten und Fließrichtun-
gen) können unter folgendem Link abgerufen werden: https://wasserportal.rlp-
umwelt.de/servlet/is/10360/  

Die Errichtung von Neubauten sollte in einer, an mögliche Überflutungen an-
gepassten Bauweise erfolgen. Abflussrinnen sollten von Bebauung freigehalten 
werden und geeignete Maßnahmen (wie z.B. Notwasserwege) ergriffen werden, 
sodass ein möglichst schadloser Abfluss des Wassers durch die Bebauung ge-
währleistet werden kann. An vorhandenen Bauwerken sollten ggf. Maßnahmen 
zum privaten Objektschutz umgesetzt werden. 

  

https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html
https://www.lgb-rlp.de/fachthemen/geologiedatengesetz/faq-geoldg.html
https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
https://wasserportal.rlp-umwelt.de/servlet/is/10360/
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Sonstige Hinweise 

Der Beginn von Erdarbeiten im Plangebiet soll rechtzeitig (mindestens zwei Wo-
chen vorher) der Generaldirektion Kulturelles Erbe mitgeteilt werden. Etwa zu 
Tage kommende archäologische Funde (wie Mauern, Erdverfärbungen, Kno-
chen und Skeletteile, Gefäße und Scherben, Münzen und Eisengegenstände 
usw.) unterliegen gemäß §§ 16-21 Denkmalschutz- und -pflegegesetz Rhein-
land-Pfalz der Meldepflicht an die Direktion Archäologie, Außenstelle Koblenz, 
Niederberger Höhe 1 in Koblenz unter der Rufnummer 0261/6675-3000. 

Bislang liegen keine konkreten Hinweise auf archäologische Fundstellen vor. 
Bei Bodeneingriffen können dennoch bisher unbekannte archäologische Denk-
mäler zu Tage treten, die vor ihrer Zerstörung durch die Baumaßnahmen fach-
gerecht untersucht werden müssen. 

Bei allen Bodenarbeiten sind die Vorgaben nach § 202 BauGB in Verbindung 
mit DIN 19731 und DIN 18915 zu beachten. 

Bei Eingriffen in den Baugrund sind grundsätzlich die einschlägigen Regelwerke 
(u.a. DIN 4020, DIN EN1997-1 und -2, DIN 1054) zu beachten. Es werden 
projektbezogene Baugrunduntersuchungen empfohlen. 

Baugrunduntersuchungen sind dem Landesamt für Geologie und Bergbau 
Rheinland-Pfalz anzuzeigen und die Ergebnisse (Geodaten) sind mitzuteilen 
(https.//www.Igb-rlp.de/fachthemen/ geologiedatengesetz.html). 

Oberboden ist zu Beginn aller Erdarbeiten entsprechend der DIN 18915 abzu-
schieben und in Erdmieten zu lagern. 

Der Leitfaden “Flächenhafte Niederschlagswasserversickerung“ (Ausgabe Mai 
1998) ist zu beachten und anzuwenden.  

Das auf den Dachflächen der Gebäude anfallende Regenwasser soll durch 
Dachbegrünungsmaßnahmen zurückgehalten, als Brauchwasser gesammelt 
und genutzt oder versickert werden. Die Entsorgung des als Brauchwasser ge-
nutzten Regenwassers erfolgt entsprechend der ortsüblichen Abwasserentsor-
gung. 

Sollte Niederschlagswasser als Brauchwasser in den Gebäuden zur Anwendung 
kommen, sind die allgemein anerkannten Regeln der Technik, sowie § 17 VI 
Trink zu beachten. Für eine Brauchwassernutzung im Gebäude besteht eine 
Anzeigepflicht beim Gesundheitsamt nach § 13 VI Trink. 

Eine Versickerung des Niederschlagswassers muss unschädlich Dritter erfolgen. 
Ggf. ist eine wasserrechtliche Erlaubnis zur Versickerung von Oberflächenwas-
ser in Sickergruben oder Mulden einzuholen. 
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3. Hinweise für Begrünungsmaßnahmen 

Auswahl heimischer Gehölzarten 

Bäume I. Ordnung  

Bergahorn  Acer pseudoplatanus 

Rotbuche Fagus sylvatica 

Esche Fraxinus excelsior 

Stieleiche  Quercus robur 

Bäume II. Ordnung  

Feldahorn  Acer campestre 

Hainbuchen  Carpinus betulus 

Vogelkirsche  Prunus avium 

Eberesche  Sorbus aucuparia 

Salweide Salix caprea 

Sträucher  

Roter Hartriegel  Cornus sanguinea 

Hasel  Corylus avellana 

Eingriffliger Weissdorn  Crataegus monogyna 

Gewöhnliche Heckenkirsche  Lonicera xylosteum 

Schwarzer Holunder  Sambucus nigra 

Hundsrose Rosa canina 

Traubenholunder  Sambucus racemosa 

Es sollen grundsätzlich nur standortgerechte, möglichst einheimische Laubgehölze ge-
pflanzt werden. 
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D. Anerkennungs- und Ausfertigungsvermerk 

 

Anerkannt: 
 

Stadt Sinzig 
Andreas Geron 

Bürgermeister 
 
 
 
 
 

........................................................... 
Sinzig, ....................... 

 
 

Ausgefertigt: 
 

Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus der Planzeichnung  
und diesen textlichen Festsetzungen, 

wird hiermit ausgefertigt: 
 

Stadt Sinzig 
Andreas Geron 

Bürgermeister 
 
 
 
 
 

........................................................... 
Sinzig, ....................... 

 
 


